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Die Kommission hat am 27.11.2017 Vorschriften verabschiedet, die elektronische Zahlungen in Geschäften und im Internet

sicherer machen sollen. Gleichzeitig sollen Verbraucher auch auf bequemere, kostengünstigere und innovativere Lösungen

von Zahlungsdienstleistern zurückgreifen können. Mit diesen Vorschriften wird die unlängst überarbeitete EU-Richtlinie über

Zahlungsdienste (PSD2) konkretisiert. Die am 27.11.2017 verabschiedeten Vorschriften sollen es den Verbrauchern ermögli-

chen, innovative Dienste von Drittdienstleistern, sogenannten FinTech-Unternehmen, zu nutzen und sollen zugleich strikten

Datenschutz und Sicherheit für Verbraucher und Unternehmen in der EU gewährleisten. Nach Annahme der technischen

Regulierungsstandards durch die Kommission haben das Europäische Parlament und der Rat drei Monate Zeit, um diese zu

prüfen. Die neuen Vorschriften werden vorbehaltlich des Prüfungszeitraums im Amtsblatt der EU veröffentlicht. Banken und

andere Zahlungsdienstleister haben dann 18 Monate Zeit, um die Sicherheitsmaßnahmen und Kommunikationsinstrumente

einzuführen (Newsletter EU-Aktuell vom 27.11.2017). Mit den Auswirkungen der Umsetzung der PSD2 durch das neue Zah-

lungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) speziell für Anbieter von Tank- und Servicekarten setzen sich Conreder/Stolte im BB-

Schwerpunktheft „Finance“ 46/2017, 2700 auseinander.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin
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Entscheidungen

BGH: Cookie-Einwilligung – EuGH-Vorlage

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wer-

den … folgende Fragen zur Vorabentscheidung

vorgelegt:

1. a) Handelt es sich um eine wirksame Einwilli-

gung im Sinne des Art. 5 Abs. 3 und des Art. 2

Buchst. f. der Richtlinie 2002/58/EG in Verbin-

dung mit Art. 2 Buchst. h der Richtlinie 95/46/

EG, wenn die Speicherung von Informationen

oder der Zugriff auf Informationen, die bereits

im Endgerät des Nutzers gespeichert sind, durch

ein voreingestelltes Ankreuzkästchen erlaubt

wird, das der Nutzer zur Verweigerung seiner

Einwilligung abwählen muss?

b) Macht es bei der Anwendung des Art. 5 Abs. 3

und des Art. 2 Buchst. f. der Richtlinie 2002/58/

EG in Verbindung mit Art. 2 Buchst. h der Richt-

linie 95/46/EG einen Unterschied, ob es sich bei

den gespeicherten oder abgerufenen Informatio-

nen umpersonenbezogene Daten handelt?

c) Liegt unter den in Vorlagefrage 1 a) genann-

ten Umständen eine wirksame Einwilligung im

Sinne des Art. 6 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung

(EU) 2016/679 vor?

2. Welche Informationen hat der Diensteanbie-

ter im Rahmen der nach Art. 5 Abs. 3 der Richt-

linie 2002/58/EG vorzunehmenden klaren und

umfassenden Information dem Nutzer zu ertei-

len? Zählen hierzu auch die Funktionsdauer der

Cookies und die Frage, ob Dritte auf die Cookies

Zugriff erhalten?

BGH, Beschluss vom 5.10.2017 – I ZR 7/16
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2017-2881-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Warenangebot auf Internetseite – Ver-

letzung einer Unionsmarke – internationale

Zuständigkeit–Parfummarken

a) Bei der Bestimmung des für die internationale

Zuständigkeit nach Art. 97 Abs. 5 der Verord-

nung (EG) Nr. 207/2009 maßgeblichen scha-

densbegründenden Ereignisses in Fällen, in de-

nen demselben Beklagten in verschiedenen Mit-

gliedstaaten begangene Verletzungshandlun-

gen in Form der „Benutzung“ im Sinne von

Art. 9 Abs. 1 der Verordnung Nr. 207/2009 vor-

geworfen werden, ist nicht auf jede einzelne

Verletzungshandlung abzustellen, sondern es ist

eine Gesamtwürdigung seines Verhaltens vorzu-

nehmen, um den Ort zu bestimmen, an dem die

ursprüngliche Verletzungshandlung, auf die das

vorgeworfene Verhalten zurückgeht, begangen

worden ist oder droht.

b) Bietet ein Wirtschaftsteilnehmer auf seiner In-

ternetseite, die sich an Abnehmer in anderen

Mitgliedstaaten richtet, unter Verletzung der

Rechte aus einer Unionsmarke Waren zum Kauf

an, die auf dem Bildschirm betrachtet und über

die Internetseite bestellt werden können, ist der

Ort des für die internationale Zuständigkeit

maßgeblichen schadensbegründenden Ereignis-

ses im Sinne von Art. 97 Abs. 5 der Verordnung

(EG) Nr. 207/2009 der Ort, an dem der Prozess

der Veröffentlichung des Angebots durch den

Wirtschaftsteilnehmer auf seiner Internetseite in

Gang gesetzt worden ist, und nicht der Ort, an

dem die Internetseite abgerufen werden kann.

Kommt der Kontakt zu Abnehmern in anderen

Mitgliedstaaten dadurch zustande, dass der

Händler Produkt- und Preislisten per E-Mail ver-

sendet, ist der Ort des schadensbegründenden

Ereignisses der Ort, an dem die Versendung der

E-Mail veranlasst wird.

BGH, Urteil vom 9.11.2017 – I ZR 164/16
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2017-2881-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: PayPal-Käuferschutz – Verkäufer kann

nach erfolgreichem Antrag des Käufers er-

neut Kaufpreiszahlung verlangen

Der BGH hat sich am 22.11.2017 in zwei Ent-

scheidungen (VIII ZR 83/16 und VIII ZR 213/16)

erstmals mit den Auswirkungen einer Rück-

erstattung des vom Käufer mittels PayPal ge-

zahlten Kaufpreises aufgrund eines Antrags auf

PayPal-Käuferschutz befasst. Der BGH hat ent-

schieden, dass der Anspruch eines Verkäufers

auf Zahlung des Kaufpreises zwar erlischt,

wenn der vom Käufer entrichtete Kaufpreis

vereinbarungsgemäß dem PayPal-Konto des

Verkäufers gutgeschrieben wird. Jedoch treffen

die Kaufvertragsparteien mit der einverständli-

chen Verwendung des Bezahlsystems PayPal

gleichzeitig stillschweigend die weitere Verein-

barung, dass die betreffende Kaufpreisforde-

rung wiederbegründet wird, wenn das PayPal-

Konto des Verkäufers nach einem erfolgreichen

Antrag des Käufers auf Käuferschutz rückbelas-

tet wird.

Im Einzelnen:

Die Vereinbarung, zur Tilgung einer Kaufpreis-

schuld den Online-Zahlungsdienst PayPal zu ver-

wenden, wird von den Vertragsparteien in der

Regel als Nebenabrede mit Abschluss des Kauf-

vertrags getroffen. In diesem Fall ist die vom

Käufer geschuldete Leistung bewirkt und er-

lischt somit der Kaufpreisanspruch des Verkäu-

fers, wenn der betreffende Betrag dessen Pay-

Pal-Konto vorbehaltlos gutgeschrieben wird.

Denn ab diesem Zeitpunkt kann der Verkäufer

frei über das Guthaben verfügen, indem er es et-

wa auf sein bei PayPal hinterlegtes Bankkonto

abbuchen lässt oder seinerseits für Zahlungen

mittels PayPal verwendet.

Dennoch steht dem Verkäufer nach einem er-

folgreichen Antrag des Käufers auf Käufer-

schutz (erneut) ein Anspruch auf Zahlung des

Kaufpreises zu. Denn mit der Nebenabrede,

den Zahlungsdienst PayPal zu verwenden,

vereinbaren die Vertragsparteien gleichzeitig

stillschweigend, dass die (mittels PayPal)

getilgte Kaufpreisforderung wiederbegründet

wird, wenn – wie in den vorliegenden Fällen

geschehen – das PayPal-Konto des Verkäufers
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